
Art der baulichen Nutzung

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Industriegebiet

Planzeichen

Oberkante Gebäude (bauliche Anlagen)

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß in m über Bezugspunkt, hier:

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

überbaubare Grundstücksfläche

nicht überbaubare Grundstücksfläche

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Sonstige Darstellungen

Bauverbotszone (gem. § 9 FStrG)

Baubeschränkungszone (gem. § 9 FStrG)

253 Höhenlinie in m über Normalhöhennull (NHN)

Bemaßung (verbindlich)

Fahrbahnrand (nicht eingemessen)

Geltungsbereiche der 1. und 2. Änderung Bebauungsplan "Am Grubener Weg"

6 4

abweichende Bauweise

Straßenverkehrsflächen (öffentlich)

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

Entwicklungsziel: Siehe textliche Festsetzungen

Bereich des Plangenehmigungsverfahrens der Erdgashochdruckleitung der
GASCADE Gastransport GmbH

GRZ

OKGeb.

Leitungsrecht zugunsten der GASCADE Gastransport GmbH

A

a

GI

Haune

Flur 6

Salzberg

Flur 5

Alte B 27

81

82
1

84
1

85

87
2

108
1

116

103
2

104
1

128
1

5
1

86
1

123
3

126

A

A

B

254.00

253.00

252.00

251.00

250.00

249.00

252.00

255.00

20

40

Mar
ktg

em
ein

de
 B

ur
gh

au
n

Gemarkung Hünfeld

Gemarkung Burghaun

Bebauungsplan
"Am Grubener Weg" 2. Änderung

27

Eisenbahn

An der Oberröt

7

5

Rötwiesen

9

HsNr. 3

1

HsN
r. 5

a

Flur 4

7

1

3

5

HsN
r. 1

0

Flur 7

Am Grubener Weg

Rötwiesen

13

Unterröt

Gemeindeteiler

15

8

HsNr. 16

11

B 27

Am Grubener W
eg

Steinbacher Straße (K 149)

K 141

19

1

9

10

11

17
1

5
1

6

7

8

5

6 7
1 7

2
8

9 10
1

11
1

15

16
4

3
3

15
6

15
7

15
8

17
2

15
5

14
10

13
8

15
2

16
2

16
1

1
5

1
4

18
12

21

22
1

22
2

40
3

40
4

41

110

94
1

43

95
1

12
7

16
6

16
8

2

16
5

13
11

13
3

13
4

14
11

13
10

14
12

12
15

12
12

12
11

12
10

16
13

12
16

23
14

23
15

23
16

16
14

19

20

40
2

42

44

96

97

98

111

93
15

12
14

45
2

45
1

46
2

46
1

47
2

47
1

48
2

48
1

49
2

50
2

13
12

13
14

14
9

14
8

12
17

12
19

12
20

13
15

256.00

257.00
258.00

259.00

3

253.00

Bebauungsplan
"Am Grubener Weg" 1. Änderung

GI

5

3

Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS)
der Hessischen Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation.

Z:\DATA\Burghaun-20080328\SUB00005\AutoCAD\E4_BP_Am Grubener Weg 3Ä_.dwg

1 Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB / BauNVO)

1.1 Ersatz bisheriger Festsetzungen

1.1.1 Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 54 Gewerbegebiet „Am Grubener Weg“ - 3. Änderung werden

für seinen Geltungsbereich die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet

„Am Grubener Weg“ von 2014 sowie die Festsetzungen der 2. Änderung von 2018 durch die

Festsetzungen der vorliegenden 3. Änderung ersetzt.

1.2 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 und § 1 Abs. 4 bis 6 BauNVO)

1.2.1 Für das Industriegebiet (GI) (§ 9 BauNVO) gilt: Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser,
Lagerplätze und öffentliche Betriebe und Tankstellen. Die Einrichtung von Verkaufsflächen ist nur für die
Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiterverarbeitenden Betriebe zulässig und auch
dann nur wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil der durch Betriebsgebäude überbauten
Fläche einnimmt. Ausnahmsweise zulässig sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke.

1.3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16, § 18 und § 19 BauNVO)

1.3.1 Die zulässige Grundflächenzahl und die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen werden in der
Plankarte durch Einschrieb festgesetzt. Der obere Bezugspunkt für die maximal zulässige Oberkante ist
die Oberkante der Dachhaut am höchsten Punkt des Gebäudes und entspricht bei Flachdächern der
Oberkante Attika des obersten Geschosses.

1.3.2 Überschreitungen der maximal zulässigen Oberkante baulicher Anlagen sind bei untergeordneten
Gebäudeteilen und Aufbauten (z.B. Schornsteine, Fahrstuhlschächte, Treppenräume, Lüftungsanlagen,
Antennen, etc.) zulässig, sofern diese insgesamt einen Anteil von 10 % der jeweiligen Dachfläche nicht
überschreiten.

1.3.3 In dem Industriegebiet sind Überschreitungen der festgesetzten Grundflächenzahl bis zu einem Maß von
0,9 durch Stellplätze, Betriebsflächen, Feuerwehrumfahrten, etc. zulässig, wenn diese in
wasserdurchlässiger Bauweise befestigt werden, z.B. mit Rasenkammersteinen, wassergebundener
Decke, Fugen- oder Porenpflaster.

1.4 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO)

Als abweichende Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäude eine Länge von 50
m überschreiten dürfen.

1.5 Überbaubare Grundstücksflächen sowie Zulässigkeit von Stellplätzen und Garagen sowie
Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

1.5.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind der Planzeichnung zu entnehmen und durch Baugrenzen
definiert. Pkw-Stellplätze, Garagen und überdachte Pkw-Stellplätze (Carports) sowie Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig,
sofern sie anderweitigen Festsetzungen (z.B. nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB: Anpflanzung und
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen) nicht entgegenstehen.

1.6 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.6.1 Die Maßnahmenfläche mit der Bezeichnung A ist als extensives Grünland zu entwickeln und zu erhalten.
Der erste Schnitt- oder Beweidungstermin (mit Schafen oder Ziegen) ist vor dem 10. Juni und der zweite
ab 1. September durchzuführen. Düngung und der Einsatz von Herbiziden sind auf der gesamten Fläche
unzulässig. Bestehende Laubgehölze sind zu erhalten.

1.6.2 Die Maßnahmenfläche mit der Bezeichnung B: Entwicklungsziel: Ufergehölz - Innerhalb der Fläche ist
durch Gehölzanpflanzung und anschließender Sukzession ein Ufergehölz zu entwickeln. Hierzu sind je
100 m² ein Baum und 10 Sträucher anzupflanzen. Zu verwenden sind folgende Baumarten (Qualität:
150/175 cm, zweimal verpflanzt): Erle (Alnus glutinosa), Eschen (Fraxinus excelsior), Baumweiden (Salix
fragilis, S. rubens, S. alba) und folgende Straucharten (Qualität: 60/100 cm, zweimal verpflanzt): Faulbaum
(Frangula alnus), Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus), Weiden (Salix cinerea, Salix purpurea,
Salix triandra, Salix viminalis). Nach der Anpflanzung ist die Fläche der Eigenentwicklung zu überlassen.

1.6.3 Stellplätze, Rettungswege, Wege- und Hofflächen sind mitsamt Unterbau in wasserdurchlässiger
Bauweise z.B. mit Fugen- oder Porenpflaster zu befestigen oder als Schotterrasen anzulegen, soweit dem
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Belange entgegenstehen. Es sind
ausschließlich helle Pflasterflächen zulässig. Die Festsetzung gilt aus Gründen des Boden- und
Grundwasserschutzes nicht für Lkw-Zufahrten, -Andienungen, und -Rangierflächen.

1.6.4 Die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien (Folie oder Vlies) zur
Freiflächengestaltung ist unzulässig. Die Anlage von permanent mit Wasser gefüllten Teichen sowie die
Verwendung im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen zur Rückhaltung von anfallendem
Niederschlagswasser bleiben hiervon unberührt.

1.6.5 Zur öffentlichen und privaten Außenbeleuchtung sind nur funktional voll-abgeschirmte Leuchten, die im
installierten Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio) und Leuchtmittel
mit für Insekten wirkungsarmen Spektrum von 1600 bis 2200 Kelvin zulässig.

Flächige Fassadenanstrahlungen, freistrahlende Röhren und rundum strahlende Leuchten (Kugelleuchten,
Solarkugeln) mit einem Lichtstrom höher 50 Lumen sind unzulässig. Um Streulicht in den Himmel und die
Umgebung (insb. in den Außenbereich) zu vermeiden, sind Beleuchtungen zudem mit gerichteter
Abstrahlung, Blendkappen oder entsprechender Projektionstechniken einzusetzen. Die Lichtmengen sind
auf Max. 5 Lux Beleuchtungsstärke für Hof- und Parkplatzbeleuchtung mit maximaler Lichtpunkthöhe von
4 m zu begrenzen.

1.6.6 Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spiegelnden Gebäudeteile
ab 2 m² die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materialien oder flächiges Aufbringen von
Markierungen (Punktraster/Streifen) zu reduzieren. Zur Verringerung der Spiegelwirkung ist eine
Verglasung mit Außenreflexionsgrad von maximal 15 % zulässig.

1.7 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

1.7.1 Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine
dichte artenreiche Laubholzhecke zu entwickeln. Hierzu sind einheimische standortgerechte
Laubsträucher, auf je 2 m² Fläche jeweils 1 Strauch (Qualität: Höhe 60/100 cm, zweimal verpflanzt), zwei
bis fünfreihig zu pflanzen. Zu verwenden sind folgende Arten in den etwa gleichen Anteilen: Haselnuss
(Corylus avellana), Hartriegel (Cornus sanguinea), Weißdorn (Crataegus monogyna), Wein-Rose (Rosa
rubiginosa), Hundsrose (Rosa canina), Schlehe (Prunus spinosa), Wolliger Schneeball (Viburnum
lantana). Zum Schutz der Gas-Trasse sind Pflanzungen von Bäumen unzulässig.

1.7.2 Die westlichen Böschungsbereiche sind mit Kräutern und Gräsern zu begrünen. Hierzu ist eine
kräutereiche standortgerechte regionaltypische Saatgutmischung einzusehen. Aufkommende Gehölze
sind in regelmäßigen Abständen zu entfernen. Zum Schutz der Gas-Trasse ist die Anpflanzung von
Gehölzen unzulässig.

1.8 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

1.8.1 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen werden in der Plankarte zeichnerisch festgesetzt.

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften (§ 91 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4
BauGB)

2.1 Werbeanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

2.1.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen
sowie außerhalb der Bauverbotszone zulässig. Werbeanlagen an Gebäuden sowie freistehende
Werbeanlagen (z.B. Pylone, Fahnenmasten) dürfen die maximal zulässige Oberkante baulicher Anlagen
um maximal 2,0 m überschreiten. Für Anstrahlungen bzw. selbststrahlende Werbeanlagen die größer als
10 m² sind gilt eine maximale Leuchtdichte von 5 cd/m². Für Flächen kleiner 10 m² darf die Leuchtdichte
50 cd/m² nicht überschreiten. Die Hintergründe bei selbststrahlenden Anlagen sind in dunklen oder
warmen Tönen zu gestalten. Lichtwerbung in Form von Blink-, Lauf- und Wechsellichtern, Fremdwerbung
sowie Werbeanlagen auf Dachflächen sind unzulässig.

2.2 Gestaltung von Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 und 3 HBO)

2.2.1 Zulässig sind ausschließlich gebrochene Einfriedungen (wie z.B. Drahtgeflecht, Stabgitter, und
Streckmetall etc.). Eine Bodenfreiheit von mindestens 15 cm zur Wanderung von Kleintieren ist zu
gewährleisten.
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Verfahrensvermerke:

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Gemeinde-

vertretung gefasst am  ___.___.______

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde  ortsüblich

bekanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich be-

kanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom  ___.___.______

bis einschließlich  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich be-

kanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  ___.___.______

bis einschließlich  ___.___.______

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m.

§ 9 Abs. 4 BauGB und  § 91 HBO erfolgte durch die Gemeindevertretung

am  ___.___.______

Die Bekanntmachungen erfolgten im _________________________________.

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu
ergangenen Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass
die für  die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten
worden sind.

Burghaun, den ___.___._____

____________

Bürgermeister

Rechtskraftvermerk:

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in

Kraft getreten am:   ___.___.______

Burghaun, den ___.___.______

___________

Bürgermeister

2.3 Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

2.3.1 Die Freiflächengestaltung in Form von Schotter-, Kies- und Steinschüttungen ist unzulässig. Die dem
Spritzwasserschutz am Gebäude dienenden Schüttungen (z.B. um Gewerbebauten, die auch als
Wartungswege dienen) sind von den Festsetzungen ausgenommen. Dem Spritzwasserschutz dienen
Hausumrandungen entsprechend dem jeweiligen Dachüberstand.

3 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

3.1 DIN-Normen

3.1.1 Sofern in den Festsetzungen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle aufgeführten
DIN-Normen und Regelwerke in der Verwaltung der Marktgemeinde Burghaun während der allgemeinen
Dienststunden oder nach telefonischer Vereinbarung von jedermann eingesehen werden.

3.2 Stellplatzsatzung

3.2.1 Auf die Stellplatzsatzung der Marktgemeinde Burghaun wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum
Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.

3.3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG)

3.3.1 Längs der Bundesstraßen dürfen nicht errichtet werden: Hochbauten jeder Art in einer Entfernung (…) bis
zu 20 Meter außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der
Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn und/oder bauliche
Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der
Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen.
Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs.

3.3.2 Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen
der Zustimmung der Straßenverkehrsbehörden, wenn bauliche Anlagen (…) längs außerhalb der zur
Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter,
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt
werden sollen und/oder bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der
anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen.

3.3.3 Hessen Mobil Fulda weist darauf hin, dass isoliert zu Werbezwecken errichtete oder aufgestellte Anlagen
oder Werbeträger (auch Fahrzeuge, Anhänger, Heuballen etc.) unzulässig sind. Werbung muss so
gestaltet sein, dass eine längere Blickabwendung des Fahrzeugführers nicht erforderlich ist, das bedeutet
insbesondere: Nicht überdimensioniert, blendfrei, nicht beweglich, in Sekundbruchteilen erfassbar oder
zur nur unterschwelligen Wahrnehmung geeignet. Die amtliche Beschilderung darf nicht beeinträchtigt
werden. Eine Häufung von Werbeanlagen ist unzulässig. Des Weiteren sind gem. ART Nr. 32/2001
folgende auf den Verkehr einwirkende Werbemaßnahmen unzulässig: Prismenwendeanlagen, Rollbänder,
Filmwände, statische Lichtstrahler, Licht- und Laserkanonen und vergleichbare Einrichtungen, Werbung
mit Botschaften (Satzaussagen. Preisangaben, Adresse, Telefonnummern, u.Ä.), akustische Werbung,
luft- oder gasgefüllte Werbepuppen oder -ballons. An Werbepylonen angebrachte Werbung ist nur dann
zulässig, wenn sie den Anforderungen der genannten Unterpunkte entspricht. Die Höhe darf 20 m nicht
übersteigen.

3.4 Hinweise zum Bahnbetrieb und zu den angrenzenden Bahnanlagen

3.4.1 Die Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke 3600
„Frankfurt (M) Hbf - Göttingen“ darf nicht gefährdet oder gestört werden. Im Einzelnen wird auf die in der
Stellungnahme der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, vom 16.04.2018 vorgebrachten Hinweise,
Anforderungen und Vorgaben hingewiesen, die auszugsweise in der Begründung zum Bebauungsplan
wiedergegeben sind.

3.4.2 Baumaßnahmen entlang der Bahnstrecke bedürfen in jedem Fall der Abstimmung der DB Netz AG.
Sollten Bauanträge im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren geprüft werden, hat seitens des
Bauherrn eine Abstimmung mit der DB Netz AG zu erfolgen. Anträge auf Baugenehmigung für Vorhaben
innerhalb des Geltungsbereiches sind der Deutschen Bahn AG zur Stellungnahme vorzulegen. Die
Deutsche Bahn AG behält sich weitere Bedingungen und Auflagen vor.

3.5 Hinweise zur Erdgashochdruckleitung (in Planung)

3.5.1 Der Planbereich ist vom Vorhaben „AL Burghaun - Erdgashochdruckleitung in Planung“ der GASCADE
Gastransport GmbH betroffen (DN 150, 100 bar, Schutzstreifen vier Meter). Der Verlauf der Trasse ist der
Begründung zu entnehmen. Die Erdgashochdruckleitung wird sich nach Fertigstellung in der Mitte eines
dinglich gesicherten Schutzstreifens befinden und kathodisch gegen Korrosion geschützt werden.

3.5.2 Für den Bau der Erdgashochdruckleitung AL Burghaun wird ein Arbeitsstreifen in einer Breite von 16 m
erforderlich. Dieser wird im Vorfeld von GASCADE für die Baumaßnahmen vorbereitet. Die Arbeiten dafür
umfassen Erdarbeiten, Baumfällungen etc. Es muss gewähreistet sein, dass die vorbereitenden Arbeiten
durchzuführen sind und der Arbeitsstreifen während der gesamten Baumaßnahme für GASCADE und die
bauausführenden Firmen voll nutzbar ist.

3.6 Verwertung von Niederschlagswasser

3.6.1 Gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 WHG: Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche
Belange entgegenstehen.

3.6.2 Gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei
der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht
entgegenstehen.

3.6.3 Niederschlagswasser und sonstige Abwässer dürfen dem Straßenkörper der B27 sowie der Bahnstrecke
3600 „Frankfurt (M) Hbf - Göttingen und deren Entwässerungsanlagen weder mittelbar noch unmittelbar
zugeführt werden.

3.7 Artenschutzrechtliche Hinweise

3.7.1 Auf die Vorschriften des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
wird hingewiesen. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und
Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG) sind die
folgenden Punkte zu beachten:

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten geschützter Vogelarten
führen können, sind außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) durchzuführen.

b) Bestandsgebäude sind ganzjährig unmittelbar vor Durchführung von Bau-, Änderungs- und
Abrissmaßnahmen durch einen Fachgutachter daraufhin zu kontrollieren, ob geschützte Tierarten
anwesend sind. Diese Maßnahmen sollten möglichst außerhalb der Wochenstubenzeit von
Fledermäusen (01.05. bis 31.07.) durchgeführt werden und durch eine qualifizierte Person begleitet
werden.

c) Höhlenbäume sind ganzjährig unmittelbar vor der Rodung durch einen Fachgutachter auf das
Vorhandensein von geschützten Tierarten zu überprüfen.

d) Während den Baumaßnahmen ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten. Insbesondere im Blick auf mögliche
Beeinträchtigungen des nach § 30 BNatSchG geschützten Biotopes.

e) Im Falle der Betroffenheit von geschützten Arten ist die Fortpflanzungs- und Ruhestätte zu erhalten.

Über das weitere Vorgehen ist in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde zu entscheiden.

3.8 Nutzung der solaren Strahlungsenergie (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB)

3.8.1 Es wird empfohlen, die Dachflächen der Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren
Grundstücksfläche sind mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie
auszustatten.

3.9 Altlasten, Bodenschutz und Kampfmittel

3.9.1 Bezüglich des Bodenschutzes wird auf § 202 BauGB hingewiesen: „Mutterboden, der bei Errichtung oder

Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche
ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu halten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen“.

3.9.2 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf Auffälligkeiten zu achten
(Geruch, Geschmack, Aussehen und Farbe). Der Verdacht einer schädlichen Bodenverunreinigung ist
umgehend der zuständigen Behörde mitzuteilen.

3.9.3 Bei der Bauausführung ist das vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (HMUKLV) herausgegebene Merkblatt Bodenschutz für Bauausführende zu beachten.

3.9.4 Eine Auswertung von Luftbildern des Kampfmittelräumdienstes hat keinen begründeten Verdacht ergeben,
dass mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über
eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche
nicht erforderlich. Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich
zu verständigen.

3.10 Abfallbeseitigung

3.10.1 Bei Bau,- Abriss und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt "Entsorgung von
Bauabfällen" (Baumerkblatt, Stand: 01.09.2018) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten.

3.11 Bodendenkmäler

3.11.1 Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (Scherben,
Steingeräte, Skelettreste) sind gemäß § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege
Hessen oder der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Fund und Fundstellen sind gem. § 21 Abs.
3 HDSchG in unverändertem Zustand zu erhalten und zu schützen.

3.12 Pflanzlisten (Artenauswahl)

3.12.1 Bäume 1. Ordnung:

Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Aesculus hippocastanumGew. Rosskastanie
Betula pendula Hänge-Birke
Fagus sylvatica Rotbuche
Quercus petraea Trauben-Eiche
Quercus robur Stiel-Eiche
Tilia cordata Winter-Linde
Tilia platyphyllos Sommer-Linde

3.12.2 Bäume 2. Ordnung (Höhe: 12/15 - 20 m):

Carpinus betulus Hainbuche
Juglans regia Echte Walnuss
Populus tremula Zitter-Pappel
Prunus avium Vogelkirsche
Pyrus communis Kultur-Birne
Sorbus domestica Speierling
Salix caprea Sal-Weide

3.12.3 Kleinbäume (Höhe: 7 - 12/15 m):

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Crataegus laevigata Zweigriff. Weißdorn
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn
Salix caprea Sal-Weide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Sorbus aria Echte Mehlbeere
Sorbus aucuparia Vogelbeere

3.12.4 Sträucher:

Berberis vulgaris Gew. Berberitze
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Blutroter Hartriegel
Corylus avellana Gemeine Hasel
Crataegus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn
Euonymus europaeus Gewöhnlicher Spindelstrauch
Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Rosa canina Hunds-Rose
Rosa tomentosa Filz-Rose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball

3.12.5 Das zunehmende Vorkommen von Insekten- und Pilzerkrankungen (z.B. Eichenprozessionsspinner,
Rußrindenkrankheit) bei Eichen- und Ahornarten sollte bei der Artenauswahl im Zuge des Vollzugs des
Bebauungsplanes berücksichtigt werden.

3.12.6 Die Verwendung von Hecken aus Koniferen (Nadelbäume einschI. Thuja und Scheinzypressen) sowie
nicht einheimischen Arten wie z.B. Kirschlorbeer ist unzulässig.

3.12.7 Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hess. Nachbarrechtsgesetz wird verwiesen.
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